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[S. 346] Das Obergericht, 
in Vollziehung des § 178 des Gesetzes betreffend das Konkursverfahren vom 
29. Weinmonat 1871, 
verordnet: 

A. Für den Bezirksgerichtspräsidenten. 
§ 1. Wenn der Aufruf eines Abwesenden wegen Austrittes Schulden halber angeordnet, 
oder mit Bezug auf den Nachlaß eines Verstorbenen wahrscheinlich ist, daß derselbe 
von allen Seiten werde ausgeschlagen werden, und Gefahr der Verschleppung von 
Aktiven vorliegt, so hat der Bezirksgerichtspräsident durch geeignete Aufträge an den 
Landschreiber oder Gemeindammann für vorläufige Sicherstellung derselben zu 
sorgen. 
§ 2. In Fällen, wo die Konkurskosten zu hinterlegen sind, (§§ 24 und 26 des Gesetzes) 
hat der Bezirksgerichtspräsident sich die diesfällige Kaution vor der Konkurseröffnung 
geben zu lassen und dieselbe der Ausfertigung des Konkurserkenntnisses an den 
Landschreiber, in der sie zu erwähnen ist, beizulegen. 
§ 3. Bei Ansehung der in das Konkurserkenntniß fallenden Fristen und Termine (§ 30 
des Ge- // [S. 347] setzes) hat der Bezirksgerichtspräsident die möglichst rasche 
Beendigung des Konkurses im Auge zu behalten und Aufschub nur aus ganz 
erheblichen Gründen zu gestatten. Die Frist für die Eingaben wird er auf das durch § 30 
Ziffer 1 des Gesetzes festgesetzte Minimum von vier Wochen beschränken, insofern 
nicht vorauszusehen ist, daß der Konkurs von ungewöhnlichem Umfange sein werde. 
Für die im Gesetze nicht näher bestimmte Frist für Anfertigung des Konkursprotokolls 
vom Ende der Eingabefrist bis zum Beginn der Bedenkzeit dürfte in der Regel eine Zeit 
von 14 Tagen genügen, wogegen diejenige vom Schlusse der Bedenkzeit bis zur 
Konkursverhandlung immer aus wenigstens 14 Tage anzusetzen ist. Der Termin für die 
Versteigerung der Aktiven wird in den meisten Fällen schon auf die Zeit des Beginns 
der Bedenkzeit verlegt werden können. 
§ 4. Die auf Durchführungsanzeigen sich stützenden Konkurserkenntnisse, welche nur 
die gewöhnlichen Dispositive enthalten, sind nicht besonders zu Protokolliren, sondern 
nur in ein Verzeichnis einzutragen, welches enthalten soll: 
1. die Ordnungsnummern, welche mit jedem Jahre neu beginnen; 
2. Tag und Stunde des Eingangs des Konkursbegehrens; 
3. den Namen und Wohnort des Gemeinschuldners; 
4. " " " " " Gläubigers; 
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5. das Datum der Durchführungsanzeige; 
6. die Bezeichnung der Forderung des Gläubigers; // [S. 348] 
7. Tag und Stunde der Erlassung des Erkenntnisses; 
8. den letzten Tag zur Anmeldung der Verbindlichkeiten und Ansprachen; 
9. die Dauer der Bedenkzeit; 
10. den Tag der Versteigerung der Liegenschaften und Fahrhaben; 
11. Tag und Stunde der Konkursverhandlung; 
12. die öffentlichen Blätter, in denen der Konkurs zu publiziren ist; 
13. das Datum der Aufhebung des Konkurses vor der Publikation; 
14. das Datum der ersten Publikation des Konkurses durch das Amtsblatt; 
15. allfällige Bemerkungen. 
§ 5. Die übrigen Konkurserkenntnisse sind ebenfalls in dieses Verzeichniß 
aufzunehmen und überdieß, gleich den wettern auf die Konkurseröffnung bezüglichen 
Verfügungen, in ein besonderes Protokoll einzutragen, welches nebst dem 
Verzeichnisse mit dem Audienzprotokolle zusammengebunden werden kann. 
§ 6. Das Konkurserkenntniß ist nach folgendem Formular abzufassen: 
«Auf das Begehren des N. N. in N., eingekommen (soeben oder am … mittags … Uhr) 
und gestützt auf die vom … datirte Durchführungsanzeige des Gemeindammannamtes 
N. wird über N. N. von N., wohnhaft in N., Konkurs eröffnet und zu diesem Ende hin 
verfügt: 
1) Es wird festgesetzt: // [S. 349] 
a. als letzter Tag zur Anmeldung der Verbindlichkeiten und Ansprachen der … 
b. als Dauer der zehntägigen Bedenkzeit die Zeit vom … bis zum … 
c. als Tag der Versteigerung der Liegenschaften und Fahrhaben der … 
d. als Tag der Konkursverhandlung der … Vormittags … Uhr. 
2) Dieser Konkurs ist bekannt zu machen … mal im Amtsblatt und in … 
3) Mittheilung dieser Verfügung an das Bezirksgericht, an Landschreiber N. in N. für 
sich und zu Handen des Gemeindammanns in N., sowie an den Gemeinschuldner.» 
Am Schluß ist Tag und Stunde des Erkenntnisses anzuführen. 
In die Ausfertigung an den Gemeinschuldner sind die §§ 44–47 des Gesetzes 
betreffend das Konkursverfahren wörtlich aufzunehmen. 
Die Ausfertigungen an den Landschreiber und an den Gemeinschuldner sind gegen 
Empfangscheine oder durch eingeschriebene Briefe zu machen. 
Bei der Eröffnung des Konkurses aus anderen Gründen ist der Eingang der Formulare 
entsprechend abzuändern. 
§ 7. Dem Bezirksgerichte ist nur von den publizirten Konkursen Kenntniß zu geben. 
Dasselbe hat davon in seinem Beschlußprotokolle Vorwerk zu nehmen. 
§ 8. Wenn um die gleiche Zeit mehrere Gläubiger gegen den nämlichen Schuldner 
Konkurseröffnung // [S. 350] verlangen, so sind alle diese Begehren in eine Verfügung 
zusammen zu fassen. 
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§ 9. Weitere Begehren um Konkurseröffnung, welche dem Gerichtspräsidenten in der 
Zeit zwischen dem Erlaß eines Konkurserkenntnisses und dessen Publikation gegen 
den nämlichen Schuldner eingehen, sind einstweilen zwar in dem Verzeichnisse (§ 4 
oben) unter Notirung des Zeitpunktes des Einganges vorzumerken, jedoch erst zu 
erledigen, wenn das erste Begehren zurückgezogen wird. 
§ 10. Wenn auf Begehren mehrerer Gläubiger Konkurs eröffnet worden ist (§ 8 oben), 
und bloß von einem oder einzelnen derselben vor erfolgter Publikation Rückzug des 
Begehrens einkommt, so ist dieser Rückzug lediglich im Verzeichnisse (§ 4 oben) 
vorzumerken. Aufhebung des Konkurses ist erst dann zu verfügen und auszufertigen, 
wenn alle jene Gläubiger vor der Publikation ihre Begehren zurückziehen. 
§ 11. Auf den Rückzug eines Begehrens um Konkurseröffnung ist nach erfolgter 
Publikation keine Rücksicht mehr zu nehmen (§ 35 des Gesetzes). Muß eine 
irrthümlich erlassene Publikation zurückgenommen werden, so sind in dem 
betreffenden Rückrufe die näheren Thatumstände anzuführen. 

B. Kür den Konkursrichter. 
§ 12. Alle Verfügungen des Konkursrichters, welche sich nicht auf Auffallsstreitigkeiten 
beziehen, fallen lediglich in das Konkursprotokoll und sind, soweit nöthig, durch den 
Landschreiber auszufertigen. // [S. 351] 
Bei der Konkursverhandlung und überhaupt bei Behandlung der Auffallsstreitigkeiten 
hat der Bezirksgerichtsschreiber als Aktuar mitzuwirken (§ 119 des Gesetzes). 
§ 13. Der Konkursrichter hat über die Auffallsstreitigkeiten ein Geschäftsverzeichniß zu 
führen, welches enthalten soll: 
1. die Ordnungsnummern, welche mit jedem Jahre neu beginnen; 
2. das Datum des Eingangs des Konkursprotokolls (§ 107 des Gesetzes); 
3. die Bezeichnung der Notariatskanzlei; 
4. den Namen und Wohnort des Gemeinschuldners; 
5. " " " " " Klägers; 
6. " " " " " Beklagten; 
7. die Bezeichnung des Streitgegenstandes; 
8. das Datum der Konkursverhandlung; 
9. " " allfälliger Zwischenverfügungen; 
10. " " der Erledigung; 
11. allfällige Bemerkungen. 
§ 14. Alle Verfügungen, welche der Konkursrichter nach Eingang und Durchsicht des 
Konkursprotokolles (§§ 108 u. ff. des Gesetzes) erläßt, sind in demselben 
vorzumerken, soweit solche nicht in die Protokollhefte der Auffallsstreitigkeiten (§ 18 
unten) fallen. 
§ 15. Die Vorladungen an die Parteien sind im Allgemeinen nach Vorschrift des § 199 
des Gesetzes betr. das Gerichtswesen abzufassen und sollen die §§ 112, 113, 115 und 
117 des Gesetzes betr. das Konkursverfahren, sowie die §§ 206 und 207 des erstern 
Gesetzes wörtlich enthalten. In der Vorladung // [S. 352] ist ausdrücklich zu sagen, ob 
der Vorgeladene persönlich zu erscheinen habe. 
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§ 16. Wenn eine Partei Kaution zu leisten hat (§§ 45 und 46 der Z.-P.-O.), so ist sie in 
der Vorladung zur Konkursverhandlung aufzufordern, dieselbe bis spätestens am 
dritten Tage vor dem Verhandlungstermin beizubringen, unter der Androhung, daß im 
Unterlassungsfälle Anerkennung beziehungsweise Rückzug der erhobenen Einsprache 
angenommen würde. 
§ 17. In die Vorladungen an die Zeugen sind die §§ 161 und 162 der Z.-P.-O. wörtlich 
aufzunehmen. 
§ 18. Das Protokoll über die Verhandlung eines jeden Rechtsstreites ist vom 
Gerichtsschreiber (§§ 118-123 des Gesetzes) in der bei den übrigen Zivilprozessen 
vorgeschriebenen Form zu führen und zu den betreffenden Akten zu legen. 
§ 19. Die Beschlüsse über Abstand oder Vergleich sowie die eigentlichen Erkenntnisse 
des Konkursrichters, über deren Form und Eröffnung der § 130 des Gesetzes und die 
§§ 15–17 der obergerichtlichen Verordnung zur Ausführung der Gesetze betr. die 
zürcherische Rechtspflege durch die Bezirksgerichte vom 19. Christmonat 1866 zu 
beobachten sind, werden in ein besonderes Protokoll (Spruchbuch) eingetragen und es 
sind in dasselbe auch die Beschlüsse in Folge von Revisions- und 
Erläuterungsgesuchen, sowie die Kassations- und Rekursalbescheide aufzunehmen. 
§ 20. Alle Erledigungsbeschlüsse sind dem Landschreiber behufs Vormerks im 
Konkursprotokoll sowie // [S. 353] den Parteien mitzutheilen, in der Meinung jedoch, 
daß mündlich eröffnete Beschlüsse über Abstand oder Vergleich nur dann an die 
Parteien schriftlich auszufertigen sind, wenn diese solches, ausdrücklich verlangen. 
§ 21. Die Prozeßakten werden im Gerichtsarchiv aufbewahrt. Die Führung eines 
Generalregisters über dieselben wird nicht verlangt; sie sind lediglich mit den Namen 
der Parteien unter Hinweisung auf den entsprechenden Protokollseintrag zu 
überschreiben. 
§ 22. Sind weder vom Landschreiber noch von den Gläubigern Ansprachen bestritten 
worden, und sieht sich auch der Konkursrichter zur Vorladung von Ansprechern nicht 
veranlaßt, so findet eine Konkursverhandlung nicht statt. In solchen Fällen hat der 
Konkursrichter das Protokoll beförderlich dem Landschreiber behufs öffentlicher 
Bekanntmachung der Nichtabhaltung einer Konkursverhandlung zurückzustellen. 

C. Für den Landschreiber. 
§ 23. Auf allen einen Konkurs betreffenden Eingaben hat der Landschreiber sofort den 
Eingangstag vorzumerken. 
§ 24. Beim Empfang eines Konkurserkenntnisses ohne Kaution für die Kosten hat der 
Landschreiber darauf zu achten, ob zur Deckung derselben genügende Aktiven 
vorhanden seien. Findet er dieß zweifelhaft, so hat er unverzüglich hievon dem 
Bezirksgerichtspräsidenten Mittheilung zu machen, welcher sodann das Nöthige 
anordnen wird. // [S. 354] 
§ 25. Wird der Konkurs vor erfolgter Publikation wieder aufgehoben, so ist hievon dem 
Gemeindammann behufs Fortsetzung des Rechtstriebes sogleich Kenntniß zu geben. 
§ 26. Der Landschreiber hat die Bekanntmachung des Konkurses nach folgenden 
Formularen zu besorgen: 
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a. im Amtsblatt. 
Ueber die nachbenannten Personen, resp. über deren Vermögen, ist von dem 
betreffenden Bezirksgerichtspräsidenten der Konkurs eröffnet worden: 
1. N. N. von N., wohnhaft in N., laut Verfügung des Bezirksgerichtspräsidiums N. vom 
…; letzter Tag für die Eingabe in die Notariatskanzlei N. in N., der …; Dauer der 
Bedenkzeit vom … bis zum …; Versteigerung der Aktiven, den …; Konkursverhandlung 
…, Vormittags … Uhr, in N. 
2. N. N. von N., wohnhaft in N. u. s. w. 
Es ergeht daher an alle Gläubiger und Schuldner der in Konkurs Gerathenen die 
Aufforderung, über ihre Ansprachen und Verbindlichkeiten der betreffenden 
Notariatskanzlei genaue Eingabe, und zwar, wenn sich die Ansprache auf notarialische 
Urkunden stützt, unter genauer Bezeichnung derselben, sonst aber unter Beilegung der 
Beweisurkunden in Original oder in beglaubigter Abschrift vor Ablauf des oben hiefür 
festgesetzten Termins zuzustellen, unter der Bedrohung, daß wer Forderungen oder 
Rechte, die dem Gemeinschuldner zustehen, verheimlicht, nach Maßgabe des § 51 
des Gesetzes betreffend das Konkursverfahren // [S. 355] Ahndung zu gewärtigen hat, 
säumige Ansprecher aber ihre Forderungen einzig noch bis zum Beginne der 
Bedenkzeit und unter zu gewärtigender Ordnungsbuße eingeben können, später aber 
damit von der vorhandenen Masse ausgeschlossen werden, soweit nicht der § 87 des 
zitirten Gesetzes etwas Anderes verfügt. 
Hinsichtlich der Bedeutung der oben festgesetzten Bedenkzeit und der 
Konkursverhandlung, sowie der diesfälligen Rechte und Obliegenheiten der 
Betheiligten, wird auf die Bestimmungen des zitirten Gesetzes, insbesondere der 
§§ 97–130, verwiesen. 

b. in andern öffentlichen Blättern. 
Gegen N. N. von N., wohnhaft in N., ist in Folge durchgeführten Rechtstriebes (oder 
Insolvenzerklärung u. s. w.) Konkurs eröffnet. Die Eingabefrist geht den … zu Ende und 
die Bedenkzeit dauert vom … bis den … Die Versteigerung der Aktiven findet den … 
und die Konkursverhandlung den … Vormittags … Uhr in N. statt. 

c. durch Spezialladungen. 
Ueber N. N. von N., wohnhaft in N., hat das Bezirksgerichtspräsidium N. Konkurs 
eröffnet. Zur Versteigerung der Aktiven ist auf den … und zur Konkursverhandlung auf 
den … Vormittags … Uhr in N. Tag angesetzt. 
Da sich ergibt, daß Sie mit dem in Konkurs Gerathenen in Verkehr gestanden, so 
werden Sie eingeladen, über Ihre Ansprachen und Verbindlichkeiten // [S. 356] der 
unterzeichneten Kanzlei genaue Eingabe, und zwar, wenn sich die Ansprache auf 
notarialische Urkunden stützt, unter genauer Bezeichnung derselben, sonst aber unter 
Beilegung der Beweisurkunden in Original oder beglaubigter Abschrift spätestens bis 
am … franko zuzustellen. Hiebei wird Ihnen eröffnet, daß, wer Forderungen oder 
Rechte, die dem Gemeinschuldner zustehen, verheimlicht, nach Maßgabe des § 51 
des Gesetzes betr. das Konkursverfahren Ahndung zu gewärtigen hat, säumige 
Ansprecher aber ihre Forderungen einzig noch bis zum Beginn der Bedenkzeit und 
unter zu gewärtigender Ordnungsbuße eingeben können, später aber damit von der 
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vorhandenen Masse ausgeschlossen werden, soweit nicht der § 87 des zitirten 
Gesetzes etwas Anderes verfügt. 
Hinsichtlich der Bedeutung der eben erwähnten Bedenkzeit und der 
Konkursverhandlung sowie der diesfälligen Rechte und Obliegenheiten der Betheiligten 
wird auf die Bestimmungen des zitirten Gesetzes, insbesondere der §§ 97–130, 
verwiesen. 
§ 27. Wo sich ergibt, daß die Urkunden für die auf dem Grundeigenthum des 
Gemeinschuldners haftenden Pfandrechte (Schuldbriefe u. s. w.) verpfändet sind, hat 
der Landschreiber an die diessälligen Faustpfandgläubiger ebenfalls Spezialladungen 
zur Anmeldung ihrer Rechte zu erlassen. 
Dieselben sind auch zur Gant der verpfändeten Grundstücke einzuladen. 
§ 28. Zur Ermittlung solcher weiterer Betheiligten soll der Landschreiber schon in der 
Spezialladung an die ihm bekannten grundversicherten Gläubiger die // [S. 357] 
Anfrage richten, ob die Pfandurkunde in ihren Händen oder anderswo liege und, in 
letzterm Falle, bei wem. 
§ 29. Pfandurkunden, welche in Folge des Konkurses durch Abzahlung oder aus 
andern Gründen wahrscheinlich Veränderungen erleiden oder zu gänzlicher Löschung 
kommen werden, sind so frühzeitig als möglich einzufordern. Bevor dieselben in 
Original vorliegen, dürfen die darin verpfändeten Grundstücke nicht verkauft werden. 
§ 30. Wird eine solche Pfandurkunde auf die Aufforderung des Landschreibers nicht 
eingeliefert, so hat dieser dem Konkursrichter Anzeige zu machen, welcher sodann 
entweder die Aufforderung unter Androhung von Ordnungsstrafe wiederholt oder auf 
den Antrag des Landschreibers die nach den Umständen nöthigen weitern 
Maßnahmen für Einlieferung der Urkunde trifft. 
§ 31. Nach Ablauf der Eingabefrist hat der Landschreiber den Ganttermin unter Angabe 
von Ort und Stunde in geeigneter Weise noch besonders bekannt zu machen. 
§ 32. Mit Bezug auf die beim Konkursausbruch anhängigen Rechtsstreitigkeiten ist der 
Beschluß, welchen das Prozeßgericht über Fristansetzung wegen Fortführung des 
Prozesses faßt (§ 38 des Gesetzes), nicht vom Prozeßgerichte selbst, sondern von 
dem Landschreiber der Gläubigerschaft bekannt zu machen. 
Der Landschreiber soll daher nach Empfang des Beschlusses und der Akten vorerst 
seinen Antrag gemäß § 39 daselbst dem Konkursrichter überwachen und // [S. 358] 
dessen Entscheid gewärtigen. Entscheidet sich dieser für Fortsetzung des Prozesses, 
so bedarf es einer öffentlichen Bekanntmachung jener Fristansetzung überall nicht, und 
der Prozeß wird in diesem Falle Namens der Masse durch den bestellten oder für 
diesen Zweck zu bezeichnenden Konkursanwalt geführt. Lehnt dagegen der 
Konkursrichter die Fortsetzung ab, so ist nach Anleitung des zitirten § 39 die öffentliche 
Bekanntmachung zu erlassen. 
§ 33. Befindet sich eine Handelsgesellschaft im Konkurse, so ist sowohl über den 
Konkurs der Gesellschaft als über denjenigen jedes einzelnen Gesellschafters ein 
eigenes Protokoll anzulegen. 
§ 34. Das Konkursprotokoll soll folgende fünf Abtheilungen, von denen jede für sich 
chronologisch zu führen ist, enthalten, nämlich: 
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A. 
1) Das Konkurserkenntniß (§§ 28 und 30) und einen kurzen Vormerk, daß und wann 
dasselbe in den öffentlichen Blättern, deren Nummern zu bezeichnen sind, publizirt, 
und dem Gemeindammann (§ 31), dem Gemeindrath des Heimats- resp. Wohnortes 
des Gemeinschuldners (§ 43) und einzelnen: Betheiligten, deren Namen anzuführen 
sind, durch Spezialladung (§§ 51 und 77 des Gesetzes) mitgetheilt worden sei. 
2) Vormerk von den, behufs Sicherstellung, Auszeichnung, Schätzung, Herbeiziehung, 
Verwaltung und Versteigerung des Massagutes (§§ 48–72), sowie über Bestellung 
eines Massaverwalters und Konkursanwaltes (§§ 73–76 und 11 des // [S. 359] 
Gesetzes und § 32 oben) getroffenen Maßnahmen. Zuschriften an die Notariatskanzlei 
und genehmigte Anträge derselben sind in der Regel nicht wörtlich, sondern nur ihrem 
wesentlichen Inhalte nach, soweit es zum Verständniß des Protokolls erforderlich ist, 
aufzunehmen und sodann zu den Akten zu legen. 

B. 
3) Das spezielle Verzeichniß der Aktiven (§§ 48–57 des Gesetzes und §§ 35 und 36 
unten). 

C. 
4) Das spezielle Verzeichniß der Ansprachen, in der in §§ 93 und 94 des Gesetzes 
bezeichneten Reihenfolge und mit den gemäß §§ 88, 94 und 95 daselbst bei jeder 
Ansprache im Protokolle selbst anzubringenden Bemerkungen. Dabei sind noch die 
§§ 37–39 dieser Verordnung zu beachten. 
5) Die während der Bedenkzeit abgegebenen Erklärungen der Ansprecher (§§ 97–105 
des Gesetzes). 
6) Die Verfügungen des Konkursrichters nach Eingang des Lokationsentwurfes (§ 14 
oben). 
7) Die summarische Bezeichnung der in der Konkursverhandlung oder später erfolgten 
Erledigung der entstandenen Streitigkeiten in der Weise, daß das Dispositiv der 
Beschlüsse vorgemerkt wird (§§ 112 bis 131 des Gesetzes). 

D. 
8) Das Resultat der Versteigerungen, die behufs Vertheilung des Erlöses getroffenen 
Verfügungen, den genehmigten Vertheilungsplan // [S. 360] und den die 
Liquidationsrechnung genehmigenden Gerichtsbeschluß, beziehungsweise die auf 
Aufhebung des Konkursverfahrens (§§ 140–152 des Gesetzes) bezüglichen 
Verfügungen und Beschlüsse. Der Schlußsatz der Ziffer 2 oben gilt auch hier. 
9) Den summarischen Vormerk eines allfällig in Folge des Konkurses über den 
Gemeinschuldner ergangenen rechtskräftigen Strafurtheils und des Entscheides über 
Einstellung desselben im Aktivbürgerrecht (§§ 61, 161 und 167 des Gesetzes). 
10) Den Vormerk über die Art der Bekanntmachung der Beendigung des Konkurses 
(§ 170 des Gesetzes). 
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E. 
11) Den Vormerk der allfällig späterhin erfolgten Wiedereinsetzung des 
Gemeinschuldners in die entzogenen Privatrechte (§ 160 des Gesetzes). 
§ 35. In das Verzeichniß der Aktiven sind zuerst die Liegenschaften, ohne Bezeichnung 
der Anstößer, dann die beweglichen Sachen, hierauf die Guthaben, endlich die 
Baarschaft mit fortlaufenden Nummern und unter folgenden Rubriken aufzunehmen: 

Rand. Ro. Bezeichnung 
der Aktiven 

Schatzung Als Pfand 
angesprochen 

von Ro. 

Erlös. 

Fr. Rp. Fr. Rp. 

Bei den Liegenschaften ist bezüglich allfälliger Servituten und Reallasten lediglich auf 
den bei den Akten liegenden Auszug aus dem Grundprotokolle zu verweisen. Bei 
jedem muthmaßlich selbstständig zur Versteigerung kommenden Grundstücke, aus 
welchem während des Konkurses ein Ertrag erzielt wird // [S. 361] (Früchte, 
Miethzinse, Zubehörden), ist für die Eintragung des Erlöses (§ 63 des Gesetzes) der 
nöthige Raum offen zu lassen. Bei den Guthaben ist der Titel der Rubrik «Schätzung» 
durch «Betrag» zu ersetzen. 
Die Angabe der auf den Aktiven haftenden Pfandrechte hat nur durch Hineinsetzung 
der betreffenden Nummer des Passivetat in die hiefür bestimmte Rubrik zu geschehen. 
Bei den vindizirten Sachen ist am Rande auf die betreffende Nummer des Passivetat 
hinzuweisen: «Bind. Nr.» 
Die einzelnen Posten der Rubrik «Schätzung» sind vom Landschreiber bei jedem Titel 
zu summiren. 
§ 36. Am Ende des Verzeichnisses der Aktiven sind die Namen der Personen, welche 
der Inventarisation beigewohnt haben, sowie der allfälligen Schätzer anzuführen; auch 
ist die über die Vollständigkeit und Richtigkeit des Verzeichnisses vom 
Gemeinschuldner abgegebene Erklärung (§ 57 des Gesetzes) aufzunehmen und von 
ihm zu unterzeichnen. 
§ 37. Wo im Passivetat bei Vindikationen oder Pfandrechtsansprachen durch 
Verweisung aus das Verzeichniß der Aktiven oder auf eine frühere Post die Einträge 
abgekürzt werden können, soll diese Abkürzung vorgenommen werden. 
§ 38. Die Erklärungen des Gemeinschuldners über die einzelnen Ansprachen (§ 89 des 
Gesetzes) sind auf einem besondern Bogen niederzuschreiben und von ihm zu 
unterzeichnen. Dabei hat derselbe zu bescheinigen, daß ihm die §§ 120 und 121 
// [S. 362] des Gesetzes vom Landschreiber eröffnet worden seien (§ 89 Schlußsatz 
daselbst). Diese Schrift ist bei den Akten aufzubewahren. 
§ 39. Finden sich für einzelne Klassen des Passivetat keine Anmeldungen vor, so ist 
dieß im Protokoll kurz zu notiren. 
§ 40. Einträge, welche sich auf das nämliche Verhältniß beziehen, sollen strick durch 
genaue Verweisungen mit einander verbunden werden. 
§ 41. Nach Ablauf einer allgemeinen Frist soll der Landschreiber das Protokoll als 
geschloffen erklären und die Aufnahme jeder später einkommenden Eingabe 
verweigern, vorbehältlich die §§ 86 und 87 des Gesetzes. 
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§ 42. Die nach den §§ 94 und 96 des Gesetzes erforderlichen Anzeigen an die 
Ansprecher hat der Landschreiber vor Beginn der Bedenkzeit gegen Empfangschein 
oder durch eingeschriebenen Brief zu erlassen. 
§ 43. An einer einmal von Amtes wegen erhobenen Einsprache soll der Landschreiber, 
so lange er dieselbe für begründet hält, ohne Rücksicht darauf festhalten, ob die 
betreffende Ansprache später noch von einem Gläubiger besonders bestritten werde 
oder nicht. 
§ 44. Gelder der Masse sollen, soweit thunlich, im Interesse derselben bis zur 
Vertheilung bei der Kantonalbank an Zins gelegt werden. 
§ 45. Nach Genehmigung des Vertheilungsplanes hat der Landschreiber jedem 
Gläubiger (vor- // [S. 363] behalten § 46 unten) folgende Anzeige (§§ 136 und 137 des 
Gesetzes) zu machen: 
«Aus dem Konkurse des N. N. in N., in welchem Ihre Forderung im Betrage von Fr. … 
aufgenommen worden ist, erhalten Sie nach dem genehmigten Vertheilungsplan … 
Allfällige Einwendungen gegen die Richtigkeit des Vertheilungsplanes, welcher in 
unterzeichneter Kanzlei zur Einsicht offen liegt, sind binnen zehn Tagen, von der 
Versendung dieser Anzeige an gerechnet, hierorts einzureichen, widrigenfalls derselbe 
als anerkannt betrachtet wird. 
Nach Ablauf der Einsprachefrist wird die Ausbezahlung der einzelnen Betreffnisse 
stattfinden.» 
Diese Anzeige ist durch eingeschriebenen Brief oder sonst gegen Empfangschein dem 
Gläubiger zuzustellen, und es ist auf derselben der Versendungstag zu notiren. 
§ 46. Ist für die laufenden Gläubiger Nichts erhältlich, so ist an sie folgende öffentliche 
Bekanntmachung zu erlassen: 
«Im Konkurse des N. N. in N., ist für die laufenden Gläubiger nach dem genehmigten 
Vertheilungsplan Nichts erhältlich. Allfällige Einwendungen gegen die Richtigkeit dieses 
Planes, welcher in der unterzeichneten Kanzlei zur Einsicht offen liegt, sind binnen 10 
Tagen vom Datum der Bekanntmachung an hierorts einzureichen, widrigenfalls 
derselbe als anerkannt betrachtet wird.»// [S. 364] 
§ 47. Die Akten jedes Konkurses sind für jede Abtheilung des Protokolles (A, B, C, D, 
E) fortlaufend zu numeriren und in dieser Ordnung aufzubewahren. Wo dieselben im 
Protokolle als Belege erwähnt sind, ist jeweilen diese Ordnungsnummer beizusetzen. 
Für die den Betheiligten herausgegebenen Akten sind die dagegen erhobenen 
Empfangscheine, mit der betreffenden Ordnungsnummer versehen, einzulegen. 
§ 48. In der nach Durchführung jedes Konkurses dem Bezirksgericht einzusendenden 
Liquidationsrechnung ist namentlich auch der Betrag der dem Staate zukommenden 
Gebühr (Staatsgebühr) anzugeben und es ist bei diesem Anlasse dem Bezirksgerichte 
zu berichten, ob und welche Bußen in dem betreffenden Konkurse aufgelegt worden. 
Das Bezirksgericht hat in seinem Beschlusse über Genehmigung der Rechnung von 
dem Betrag der Staatsgebühren und allfälliger Bußen Vormerk zu nehmen. 
§ 49. Am Ende jedes Jahres hat der Landschreiber dem Bezirksgerichte die 
eingegangenen Staatsgebühren und Bußen behufs Aufnahme in die Gerichtsrechnung 
einzusenden nebst einem Verzeichnisse aller in dem betreffenden Jahre publizirten 
und aus dem früheren Jahre in dasselbe hinübergetragenen Konkurse, worin das 

Zürcher Gesetzessammlung seit 1803 online © by Staatsarchiv des Kantons Zürich 2016 



 
 
StAZH OS 16 (S. 346-372) 
06.12.1871 

 

 

 
 
 
Seite 10/14 
 
 

Datum der Konkurseröffnung und des die Genehmigung der Liquidationsrechnung 
enthaltenden Gerichtsbeschlusses, sowie der Betrag der einzelnen Staatsgebühren 
und Bußen anzugeben und in Fällen, wo keine Staatsgebühr bezogen oder keine Buße 
aufgelegt wurde, dieß ausdrücklich zu bemerken ist, // [S. 365] und zwar bei der 
Staatsgebühr unter Angabe des Grundes. 

D. Statistik. 
§ 50. Das obergerichtliche Reglement betreffend die Rechtsstatistik vom 
13. Hornung 1868 gilt auch für den Konkursrichter. 
Dessen Kanzlei hat daher auch künftig Prozeßtabellen zu jeder Auffallsstreitigkeit 
anzufertigen und alle zwei Monate dem Obergerichte einzusenden. Ebenso ist am 
Ende jedes Jahres eine summarische Uebersicht nach den bestehenden Formularen 
anzufertigen. 
§ 51. Für den Landschreiber gilt ebenfalls auch fernerhin § 6 des zitirten Reglements. 
Ueberdieß hat derselbe je Anfangs Heumonat und Jänner den in § 14 des Gesetzes 
vorgesehenen tabellarischen Bericht über den Stand der Konkurse dem 
Bezirksgerichte für sich und zu Handen des Obergerichtes einzusenden. 
§ 52. Von den neuen Formularen für diese Tabellen, sowie für das 
Geschäftsverzeichniß des Konkursrichters ist in der Obergerichtskanzlei ein Vorrath 
vorhanden, und es haben die betreffenden Beamten ihren Bedarf daselbst zu 
beziehen. 

E. Uebergangsbestimmungen. 
§ 53. Konkurseröffnungen, welche vor dem ersten Jänner 1872 bereits einmal in den 
öffentlichen Blättern erschienen sind, sind als publizirt zu betrachten, und es muß 
daher in diesen Fällen für die im // [S. 366] Jahre 1872 erscheinende zweite Publikation 
noch die bisherige Form gebraucht werden. 
§ 54. Die bereits anhängigen Auffallsstreitigkeiten, sowie diejenigen, welche aus noch 
vor dem ersten Jenner 1872 zu publizirenden Konkursen entstehen, sind wie die 
Konkurse selbst (§ 176 d. Ges.) mach den bisherigen gesetzlichen Vorschriften 
durchzuführen. 

Anhang. – Gebühren. 
§ 55. In Folge der durch § 178 des Gesetzes betreffend das Konkursverfahren dem 
Obergerichte ertheilten Ermächtigung wird im Einverständniß mit dem Regierungsrathe 
bis zur bevorstehenden Ordnung der Besoldungsverhältnisse der betreffenden 
Beamten hinsichtlich der Gebühren Folgendes bestimmt: 

A. An Staatgebühren haben zu beziehen: 
I. Das Obergericht: 
1. für jedes Erkenntniß in einer Auffallsstreitigkeit die Hälfte der in § 5 a des 

Sportelngesetzes vom 28. Christmonat 1853 bestimmten Gebühr, jedoch nie weniger 
als 3 Fr.; 

2. für anderweitige Rekursalbescheide die in § 5 d daselbst bestimmte Gebühr. 
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II. Das Bezirksgericht: 
1. für Genehmigung eines Zwangsnachlaßvertrages 2–10 Fr.; 
2. für Aufhebung des Konkursverfahrens mit Einwilligung sämmtlicher Gläubiger 3 Fr.; 

// [S. 367] 
3. für Wiedereinsetzung des Gemeinschuldners in die entzogenen Privatrechte 3 Fr. 
III. Der Konkursrichter: 
Für Erkenntnisse in Auffallsstreitigkeiten die Hälfte der in § 5 a des Sportelngesetzes 
bestimmten Gebühr, jedoch nie weniger als 3 Fr. 
Es ist Sache des Gerichtsschreibers, diese Gebühr gleich den übrigen Prozeßkosten 
einzuziehen; er hat sie am Ende des Jahres in die Rechnung des Bezirksgerichtes 
aufzunehmen. 
IV. Der Landschreiber: 
Für gänzliche Durchführung des Konkursverfahrens (alle einzelnen Verfügungen in 
demselben inbegriffen, nicht aber die Gebühren für die Auffallsstreitigkeiten) bis aus 
2000 Fr. Werth der Aktivmasse Nichts; von 2000 Fr. an aufwärts bis auf 5000 Fr. ¼ % 
und von dem Mehrbetrag 1/8 %, in der Meinung jedoch, daß die gesammte Gebühr 
nicht über 500 Fr. betragen darf. 

B. Gebühren, welche den betreffenden Beamten zukommen: 
V. Der Obergerichtskanzlei: 
Für Abfassung und Eintragung von Beschlüssen, durch welche Beschwerden in 
Auffallsstreitigkeiten erledigt werden, 5 Fr. 
VI. Dem Bezirksgerichtspräsidenten: 
1. für Bewilligung des Aufrufs eines Schulden halber Ausgetretenen 1 Fr.; 
2. für die Anordnung des Konkurses 60 Rp.; 
3. für die Aufhebung einer Konkurseröffnung 30 Rp. // [S. 368] 
VII. Dem Konkursrichter: 
1. für die Durchsicht des Konkursprotokolles (§ 108 des Gesetzes) 1–5 Fr.; 
2. für die Ausfüllung eines Erkenntnisses in Auffallsstreitigkeiten 2–4 Fr.; 
3. für einen Abstand oder Vergleich nach vorausgegangenen Parteiverhandlungen 

1 Fr.; 
4. für einen Augenschein oder die Einvernahme von Zeugen außer dem Sitzungslokale 

das in § 31 des Sportelngesetzes bestimmte Taggeld; 
5. für Prüfung des Vertheilungsplanes 1–3 Fr., und 
6. für Erledigung einer unbegründeten Beschwerde über denselben 1 Fr. 
Die Gebühren Nr. 1, 5 und 6 sind dem Konkursrichter durch den Landschreiber zu 
bezahlen, resp. für ihn durch denselben einzuziehen; die übrigen bezieht zu seinen 
Handen die Gerichtskanzlei. 
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VIII. Dem Bezirksgerichtsschreiber: 
a. für Abfassung und Eintragung: 
1. einer Konkurseröffnung und einer Aufhebung des Konkurses vor der Publikation 

Nichts, sondern bloß für die Ausfertigung an den Landschreiber und (der erstern) an 
den Gemeinschuldner je 30 Rp. Schreibgebühr; 

2. eines Beschlusses betreffend Genehmigung eines Zwangsnachlaßvertrages 2 Fr.; 
3. eines Beschlusses betreffend Aufhebung des Konkurses mit Zustimmung der 

Gläubiger 60 Rp.; 
4. eines Beschlusses betreffend Wiedereinsetzung im dir entzogenen Privatrechte 

2 Fr.; // [S. 369] 
5. einer einläßlichen Parteiverhandlung in Auffallsstreitigkeiten, inbegriffen die 

Protokollirung der Angaben des Gemeinschuldners 5 Fr.; 
6. des Protokolls einer allfälligen Schlußverhandlung 3 Fr.; wenn jedoch die 

Einvernahme von Zeugen und Experten damit verbunden ist 5 Fr.; 
7. eines Erkenntnisses, je nach der Wichtigkeit der Sache, 2–15 Fr.; 
8. eines Vergleichs oder einer Abstandserklärung 60 Rp. 
b. für einen Augenschein oder Protokollirung der Einvernahmen von Zeugen außer 
dem Sitzungslokal das in § 31 des Sportelngesetzes bestimmte Taggeld. 
IX. Dem Landschreiber: 
1. für Obsignation und Inventarisation einer Konkursmasse und für Abhaltung einer 
Versteigerung von Massagut ein Taggeld von 6 Fr. für den ganzen und 4 Fr. für den 
halben Tag. Besorgt der Gemeindammann diese Geschäfte, so gebühren ihm 5 Fr. für 
den ganzen und 3 Fr. für den halben Tag; 
2. für jede Ausfertigung einer Bekanntmachung und jede spezielle schriftliche Anzeige 
in Konkurssachen 20 Rp.; 
3. für Bericht und Antrag über Fortsetzung eines anhängigen Rechtsstreites (§ 39 des 
Gesetzes) 2 Fr.; 
4. für die Anfertigung des Auszuges aus dem Grundprotokoll (§ 54 des Gesetzes) von 
der Folioseite 30 Rp.; // [S. 370] 
5. für die Zusammenstellung der in § 34, Ziffer 1–5 und 7 oben bezeichneten Theile 
des Konkursprotokolls von der Folioseite 1 Fr.; 
6. für Empfangnahme und Prüfung der Ansprachen (§§ 88–92 des Gesetzes) 2–20 Fr.; 
7. für die Anzeichnung der als Eigenthum oder als Pfand angesprochenen 
Gegenstände im Aktivetat je nach dem Umfang der dießfälligen Bemühung, für die 
Ansprache 30 Rp. bis 2 Fr.; 
8. für Anfertigung des Verzeichnisses der Ansprachen, über welche gerichtliche 
Entscheidung verlangt wird, von jedem Fall 30 Rp.; 
9. für Vertretung des Lokationsentwurfes vor dem Konkursrichter beziehungsweise 
Beiwohnen bei der Konkursverhandlung ein Taggeld von 6 Fr., und wenn der 
Landschreiber mehr als eine Stunde vom Hauptort des Bezirkes entfernt wohnt, ein 
solches von 9 Fr.; 
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10. für Anfertigung des Gantrodels, inbegriffen die Festsetzung der Gantbedingungen 
betreffend die Liegenschaften 1 Fr.; 
11. für den Einzug und die Aufbewahrung des Ganterlöses bis auf 1000 Fr. 3 Fr., vom 
Mehrbetrag 1 ‰, jedoch nie mehr als 25 Fr.; 
12. für die Zufertigung der vindizirten beweglichen Sachen von der Folioseite 30 Rp.; 
13. für Anfertigung des Vertheilungsplanes (§§ 134 und 135 des Gesetzes) 2–20 Fr.; 
14. für Ausbezahlung der den Gläubigern zukommenden Beträge (inbegriffen allfällige 
Begleit- // [S. 371] schreiben und die Erhebung des Empfangscheines) von jeder Post 
30 Rp.; 
15. für Stellung der Liquidationsrechnung (§ 139 des Gesetzes) von der Folioseite 
30 Rp.; 
16. für Prüfung und Begutachtung des Gesuches um Aufhebung des Konkurses in 
Folge freiwilligen oder Zwangsnachlaßvertrages 2–6 Fr.; 
17. für Bericht und Antrag über Einstellung des Gemeinschuldners im Aktivbürgerrecht 
1 Fr. 

C. Allgemeine Bestimmungen. 
X. Wo die Größe der Gebühr von dem Umfang des Geschäftes abhängig und daher 
unbestimmt gelassen ist, hat der Konkursrichter dieselbe innert den angegebenen 
Grenzen festzustellen. 
XI. Ueberdem kann das Bezirksgericht dem Landschreiber in Fällen, wo 
außerordentlicher Zeitaufwand mit der Beaufsichtigung und Verwaltung der Masse, 
Inkasso bedeutender Ausstände, Ausbewahrung von Massagut etc. verbunden 
gewesen ist, eine angemessene Entschädigung auf Kosten der Masse bestimmen. 
XII. Auslagen für Insertionen, Boten- und Postgebühren, Stempelpapier u. s. w. werden 
besonders verrechnet. 
XIII. Wo nach § 129, 2 des Gesetzes dem Ansprecher nur die Baarauslagen und die 
Schreibgebühren aufgelegt werden dürfen, fallen Staats- und Kanzleigebühren, sowie 
die Gebühren des Konkursrichters außer Ansatz. Der Konkursmasse dürfen diese 
Gebühren niemals aufgelegt werden. // [S. 372] 
XIV. Soweit § 177 des Gesetzes (Uebergangsbestimmung) zur Anwendung kommt, 
sind auch die bisher festgesetzten Gebühren und Sporteln zu beziehen. 

D. Gebühren, welche den Waibeln zukommen: 
XV. Den Obergerichtswaibeln: 
Von jeder Auffallsstreitigkeit, welche von dem Obergerichte oder von der Zivilabtheilung 
desselben erledigt wird, 3 Fr. 
XVI. Dem Bezirksgerichtswaibel: 
1. die in § 36 a, b und c des Sportelngesetzes bestimmte Gebühr; 
2. von jedem an den Konkursrichter gelangenden Streitfall 50 Rp.; 
3. überdieß für Abwart bei jeder Parteiverhandlung vor dem Konkursrichter 1 Fr. 50 Rp. 
Diese Verordnung ist in’s Amtsblatt, Abtheilung Gesetze und Verordnungen, 
aufzunehmen und den Bezirksgerichtspräsidenten für sich und zu Handen der 
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Bezirksgerichte, sowie den Landschreibern in der erforderlichen Anzahl von 
Exemplaren zuzustellen. 
 
Zürich, den 6. Christmonat 1871. 
 
Im Namen des Obergerichtes: 
Der erste Präsident: 
Dr. Honegger. 
Der erste Obergerichtsschreiber: 
L. Tobler. 
 
 
[Transkript: OCR (Überarbeitung: sef)/13.01.2016] 
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